
  

 

Interpellation Nr. 19 (April 2010) 

betreffend objektive und unvoreingenommene Behandlung des Referendums gegen die 
Parkraumbewirtschaftung 

10.5083.01 
 

Am 16. März 2010 sind in einer regionalen Zeitung Äusserungen des Baudepartements und dessen Vorsteher 
zum Referendum gegen den Beschluss zur Parkraumbewirtschaftung publiziert worden. Diese geben einerseits 
Ergebnisse eines "Runden Tisches" zur Parkingfrage in der Stadt Basel unrichtig wieder und enthalten 
andererseits Drohungen für laufende Bewilligungsverfahren von Parkhäusern. Obwohl festgehalten wird, dass der 
"Runde Tisch" nicht zu einer abschliessenden Einigung kam, interpretiert das Baudepartement selbstherrlich ein 
"Kompromissergebnis". Dabei ist es gerade eine charakteristische Eigenschaft eines "Runden Tisches", dass die 
Gespräche unpräjudiziell für alle Teilnehmer erfolgen. Und im Hinblick auf laufende Bewilligungsverfahren wird 
den Referendumsträgern, insbesondere dem Gewerbeverband, angedroht, durch das Referendum sei der Bau 
eines Parkings im St. Alban-Graben bzw. an der Dufourstrasse, gemeint ist wohl die staatliche Bewilligung für ein 
solches Parking, in Frage gestellt. Diese Äusserungen, wenn sie, wie von dem Medium zitiert, wirklich gemacht 
worden sind, erwecken den Eindruck, dass aus dem Baudepartement ähnlich wie bei der Wasgenring-
Abstimmung der Erfolg mit Äusserungen herbeigeführt werden soll, die entweder unwahr sind oder Prognosen als 
reale Tatsachen verkaufen oder unrichtige Verknüpfungen herstellen. 

Ich frage daher die Regierung im Hinblick auf die Referendumsabstimmung über die Parkraumbewirtschaftung 
an: 

1. Wie beurteilt der Regierungsrat die in einer regionalen Zeitung am 16. März 2010 wiedergegebenen 
Aussagen aus dem Bau- und Verkehrsdepartement? 

2. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass von seiner Seite keine unrichtigen Verknüpfungen der 
Parkraumbewirtschaftung mit anderen Projekten die Volksabstimmung verfälschen? 

3. Welche Möglichkeiten haben die Referendumsträger, insbesondere die Verbände, der von der 
Parkraumbewirtschaftung stark negativ betroffenen Wirtschaft, ihre Position in den 
Abstimmungsunterlagen zu vertreten und damit die Stimmbürger objektiv zu orientieren? 

4. Wie wird sichergestellt, dass aus den zuständigen Departementen gegen die Referendumsträger weder 
Retourkutschen angedroht noch Retorsionsmassnahmen in Administrativverfahren (z.B. im Bewilligungs- 
und Genehmigungsverfahren) unternommen werden? 

5. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass im Abstimmungskampf die Haltung des Parlaments, wie sie sich 
in den Beschlüssen des Grossen Rates zeigt, unverändert und objektiv dargestellt wird? 

Andreas Burckhardt 

 

 


